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Rechtspolitische und legistische Gründe für ein bundeseinheitliches Heimvertragsgesetz (B-HeimVG)

Von Heinz Barta und Michael Ganner,

Institut für Zivilrecht, Universität Innsbruck*
I.

Es erscheint uns nach Fertigstellung des Gesetzestextes für ein B-HeimVG angebracht, noch einmal kurz zu rekapitulieren – gleichsam in Form einer Punktation –, was für eine bundeseinheitliche gesetzliche Regelung spricht. Es geht hier also nicht darum, die inhaltlichen Vorzüge eines B-HeimVG erneut ausführlich darzustellen, das ist vielmehr in unserem Aufsatz „Was könnte ein Bundesheimvertragsgesetz leisten?“ (SozSi 1999, 981), geschehen. Der mittlerweile fertiggestellte Entwurf eines B-HeimVG kann auch im Internet nachgelesen werden; http://zivilrecht.uibk.ac.at/. Hier geht es nur darum, kurz die einzelnen Gründe zu benennen und zusammenzufassen, die für ein solches Gesetz sprechen. Erwähnt werden soll auch noch, dass es uns weiterhin nötig erscheint, ein solches Gesetz, das für alte, pflegebedürftige und behinderte Menschen in Österreich von großer Bedeutung wäre, mit einem möglichst breiten politischen Konsens zu beschließen. Ein effizienter rechtlicher Schutz für die genannten Personengruppen liegt unseres Erachtens im Interesse aller politischen Kräfte in Österreich. Und ein effizienter Schutz kann uE nur bedeuten: Gesetz + Mustervertrag.

In letzter Zeit ist eine (politische) Auseinandersetzung darüber entstanden, ob nicht auch nur ein Muster-Heimvertrag genügen würde, um die anstehenden Probleme zu lösen. Ohne hier näher darauf einzugehen, sei festgestellt: Auch wir haben vorgeschlagen, auf der Grundlage des neuen Gesetzes einen Muster-Heimvertrag zu erarbeiten, um dadurch der Heimpraxis eine Vertragsabschlusshilfe zu bieten. Effizienz kann ein solcher Muster-Heimvertrag aber uE nur auf der Grundlage des neuen, vorgeschlagenen B-HeimVG entfalten. Andernfalls blieben die im Gesetz vorgesehenen (Mindest)Standards
 unverbindlich, und auch die vorgeschlagenen Persönlichkeitsrechte verlangen zweifellos nach einer gesetzlichen Fundierung und nicht nur nach einer vertraglichen Vereinbarung. Nur ein Gesetz kann auch beispielsweise einen effizienten Kündigungsschutz und überhaupt wirkungsvolle Vertragsbeendigungsregelungen schaffen. 

UE ist es auch nützlich, die unterschiedlichen Vertragstypen der Praxis gesetzlich wenigstens kurz anzuführen; vgl § 4 des Entwurfs: Heimwohnvertrag und Heimpflegevertrag.

II.

Eine neue bundeseinheitliche Lösung brächte insgesamt einen rechtsstaatlichen Fortschritt, zumal eine ganze Reihe von Fragen erstmals auf eine gesetzliche oder doch solide rechtliche Grundlage gestellt würde. – In der Folge sollen die Gründe für das von uns vorgeschlagene B-HeimVG kurz und kompakt dargestellt werden:

( An erster Stelle soll genannt werden, dass die mit einem solchen Gesetz verwirklichte zivilrechtliche Vertragslösung die Vertragspartner – Heimbewohner und Heimträger – rechtlich gleichstellt und aus dieser Gleichstellung heraus für die Bewohner ein beträchtlicher rechtlich-autonomer Spielraum erwächst; vgl § 3 des Entwurfs für ein B-HeimVG. Heimbewohner und Heimbewohnerinnen können auf Grund der gewählten Vertragskonstruktion sich selber unmittelbar zur Wehr setzen, wenn etwas „schief“ gelaufen ist. Sie müssen nicht auf die Erledigung einer oft mit beträchtlicher Unsicherheit belasteten Entscheidung der Aufsichtsbehörde warten oder sich darauf vertrösten lassen. Das B-HeimVG unterstützt dabei als Schutzgesetz iSd § 21 ABGB den Vertragsschluss und den Vertragsinhalt durch gesetzliche Mindeststandards. Das stellt eine wichtige legistische Hilfe für die vom Gesetz erfasste Personengruppe alter, pflegebedürftiger und behinderter Menschen dar.

Natürlich darf dabei nicht außer Acht gelassen werden, dass die gewählte Vorgangsweise nach einer effizienten Unterstützung des rechtlichen Handelns alter Menschen verlangt. Aber das wurde im Konzept mitbedacht, insbesonders dadurch, dass Rechtsschutzmechanismen nach dem Vorbild des KSchG (etwa der Verbandsklage) integriert wurden und von einer parallelen Reform des Sachwalterrechts ausgegangen wurde, die in der letzten Legislaturperiode vom BMJ in Aussicht gestellt wurde; Stichwort: Schaffung einer neuen Heimbewohneranwaltschaft nach dem Vorbild des Unterbringungsgesetzes (UbG 1990): also keine Individualvertretung, sondern eine (finanzierbare) institutionsbezogene Interessenwahrnehmung; vgl § 11 des Entwurfs für ein B-HeimVG.

( Die gewählte zivilrechtliche Lösung bringt nach dem Vorbild des KSchG den Gedanken des Konsumentenschutzes in die existentielle Beziehung zwischen Heimbewohner und Heimträger ein. Ein modernes Verständnis des Konsumentenschutzes erfordert nämlich die Anerkennung dieses Bereichs als Querschnittsmaterie, die nicht nur Warengeschäfte im engsten Sinn betreffen kann.

( Dies bringt das vorgeschlagene Gesetz auch durch neue Rechtsschutzmechanismen zum Ausdruck: Neben der selbstverständlich möglichen Individualklage soll auch eine Verbandsklage für wichtige Interessenvertretungen (des behandelten Bereichs) geschaffen werden; vgl § 17 Abs 3 des Entwurfs: Österreichischer Seniorenrat und die in ihm vertretenen Verbände sowie die vom BMJ anerkannten Sachwaltervereine und der Verein für Konsumenteninformation. Dazu käme noch die seit der KSchG-Novelle 1997 vorgesehene Möglichkeit der Abmahnung nach § 28 Abs 2 KSchG. – Zu betonen ist ferner, dass selbstverständlich auch eine, denkbare (Rechts)Streite schon im vorhinein vermeiden helfende, Vorschlichtung oder Mediation vorgesehen ist. – Eine neue Heimbewohneranwaltschaft könnte eine effiziente Interessenwahrnehmung der Heimbewohner/innen zusätzlich fördern und zusätzlich qualitätsfördernd wirken; zB durch ein zu etablierendes Vorschlagsrecht.

( Durch ein Bundesgesetz ließen sich ferner mehrere derzeit bestehende Rechtsunklarheiten und damit Rechtsunsicherheiten – insbesonders im Hinblick auf freiheitsbeschränkende Maßnahmen oder Leistungsansprüche von Heimbewohnern – beseitigen. Wir haben dazu einiges im erwähnten Aufsatz (Was könnte ein Bundesheimvertragsgesetz leisten?, SozSi 1999, 984 f) ausgeführt. Vgl dazu auch das unten zum Heim- und Pflegepersonal Gesagte.

( Eine gesetzliche Lösung eröffnete – wie bereits erwähnt – auch die Möglichkeit, einen Muster-Heimvertrag auf der Basis der Bundesregelung zu schaffen. Ohne gesetzliche Rückendeckung bliebe ein solcher Muster-Heimvertrag aber ein Torso, und seine Verwendung stünde im Belieben einzelner Heimträger. Heimbewohner hätten keinen Anspruch auf einen derartigen Vertrag. Die Rechtssicherheit von Heimbewohnern würde dadurch nicht entscheidend gefördert.

( Beträchtliche Auswirkungen hätte das vorgeschlagene B-HeimVG auf Grund der gewählten Vertragskonstruktion auch für die wichtige Frage der Entgeltbestimmung, Kalkulation und Leistungsanpassung; auch dazu verweisen wir auf unsere Ausführungen in SozSi 1999, 989 f. 

Eine Klärung dieser zentralen Fragen erscheint uns insofern von praktischer Bedeutung, als die Heimentgelte in Österreich zwar durchaus unterschiedlich sind, aber insgesamt dennoch eine beträchtliche Höhe erreichen. Sie liegen – vergröbert – etwa zwischen 20.000,- und 50.000,- Schilling pro Monat. Darüber Rechenschaft abzulegen und Klarheit zu erlangen, was mit diesem Geld geschieht, erscheint uns als politische und rechtliche Selbstverständlichkeit. Der derzeit teilweise noch bestehende Widerstand auf Heimträgerseite sollte – aus größerer Einsicht – einem wachsenden Verständnis für diese unleugbaren Interessen der Heimbewohner weichen. Wir meinen, dass Kostentransparenz auch der Trägerseite nützt.

( Das legistische Instrument der Ausführungsverordnung eröffnet die Möglichkeit, das Zusammenwirken von Bund und Ländern sinnvoll zu koordinieren und ein politisches Miteinander anstelle des drohenden Gegeneinanders zu setzen. – Die Umsetzungsmöglichkeit der Ausführungsverordnung böte auch die Gelegenheit, die weithin inhaltlich nicht verwirklichte Art 15a B-VG-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern aus dem Jahre 1993 mit Leben zu erfüllen. Darüber hinaus könnten auf diesem Weg notwendige Leistungsstandards, Mitbestimmungsmöglichkeiten sowie eine angemessene zeitliche Anpassung an die bundesgesetzliche Regelung und andere wichtige Fragen gelöst werden.

( Einen wichtigen Punkt der vorgeschlagenen gesetzlichen Regelung stellt ferner das durch ein solches Gesetz mögliche Schaffen von größerer Rechtssicherheit für das Heim- und Pflegepersonal dar, das derzeit eine problematische Rechtsunsicherheit sowohl im Verfassungs- und Verwaltungsrecht, als auch im Zivil- und Strafrecht hinnehmen muss. Hier ist insbesonders auch die wichtige gesetzliche Grundlage für die in der Praxis zweifellos da oder dort nötigen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen zu nennen. – Eine saubere rechtliche Lösung bräuchte wohl auch eine Ergänzung des Bundesverfassungsgesetzes über den Schutz der persönlichen Freiheit aus dem Jahre 1988, BGBl 1988/684, das diesen Bereich bislang nicht bedacht hat. Denkbar wäre auch eine verfassungsrechtlich zusammenfassende neue Regelung über die Rechte der Patienten (iwS), die auch den Heim- und Pflegesektor mitumfasst.

( Verwirklichen ließe sich durch das vorgeschlagene Gesetz erstmals auch ein Kernkatalog von privatrechtlichen Persönlichkeitsrechten für den geschützten Personenkreis. Er wäre in Konkordanz zum verfassungsrechtlichen Grundrechtsschutz zu konzipieren und stellt uE eine Ausführung desselben dar; vgl schon unseren Aufsatz: Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?, JAP 1998/99 197.

( Ein B-HeimVG könnte ferner die in der Praxis bedeutsamen Regeln der Vertragsbeendigung von Heimverträgen erstmals auf eine sichere und rechtlich einwandfreie Grundlage stellen, was äußerst wichtig ist, weil es sich dabei um existentielle Fragen für Heimbewohner/innen handelt. – Angestrebt wird dabei ein von sozialen Überlegungen getragener Kündigungsschutz für diese Personengruppe.

( Ein B-HeimVG würde vielleicht auch das Entstehen eines wünschenswerten bundeseinheitlichen – oder doch landesrechtlich kompatiblen – Ausbildungswesens und damit von größerer Flexibilität und Mobilität der betroffenen Berufsgruppen fördern. Darüber hinaus wäre schrittweise EU-Kompatibilität anzustreben; vgl dazu den Entwurf für ein Altenpflegegesetz in Deutschland
 (Deutscher Bundestag, Drucksache 14/1578 vom 10.9.1999).

( Nur ein Bundesgesetz kann auch die derzeit leidige, aber praktisch wichtige Frage der Vertragsvergebührung von Heimverträgen lösen. Derzeit scheitert der Abschluss von Heimverträgen in ganzen Bundesländern daran, dass Finanzämter Heimverträge als Bestandverträge vergebühren wollen und dadurch Kosten pro Vertrag von bis zu 10.000,- Schilling entstehen, was Heimträgern verständlicherweise zu viel ist. Eine bundesgesetzliche Regelung sollte daher die Frage der Gebührenbefreiung ausdrücklich festlegen.

( Übergangsbestimmung, Inkrafttreten, Anpassungspflicht: Eine gesetzlich ausdrücklich vorgesehene Anpassungspflicht sorgt dafür, dass die neue Rechtslage für alte Menschen rasch in die Praxis umgesetzt wird. 

Unser Forschungsprojekt hatte vielleicht den Effekt, dass die vielfältigen Interessen von Heimbewohnern/innen und Heimträgern österreichweit diskutiert werden. Es handelt sich demnach bei der gesetzlichen Regelung nicht um völliges rechtliches Neuland, sondern es ist im Rahmen verschiedenster Diskussionen bereits über manche Frage ein Konsens erzielt worden. Das erleichtert – so hoffen wir – eine zügige rechtliche Umsetzung zum Wohle der alten, pflegebedürftigen und behinderten Menschen in österreichischen Heimen.

* Die Autoren haben von Anfang 1997 bis Juli 1998 ein Projekt des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung über die rechtlichen Rahmenbedingungen in der Alten- und Pflegebetreuung in Österreich durchgeführt. In erster Linie erfolgte eine Bestandsaufnahme der österreichischen Rechtslage auf diesem Gebiet, die in der Folge mit der Situation in Deutschland, der Schweiz und Dänemark verglichen wurde. In diesem Zusammenhang sind unter anderem folgende Publikationen erschienen: Barta/Ganner (Hg), Alter, Recht und Gesellschaft 1998, erweiterter Nachdruck 1999; – Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938; – Barta/Ganner, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93; – Barta/Ganner, Überlegungen zum Heimvertrag, JRP 1998, 28.


� Vgl § 3 Abs 2 des Entwurfs für ein B-HeimVG: Heimverträge sind schriftlich abzuschließen. Im Heimvertrag sind die Vertragspartner zu benennen und die gegenseitigen Rechte und Pflichten verständlich zu regeln. Insbesonders ist darin das von Bewohnern zu entrichtende Entgelt, aufgeschlüsselt nach einzelnen Leistungsansätzen, anzugeben. Jeder Vertragsteil erhält ein unterfertigtes Vertragsexemplar.


� Das Altenpflegegesetz soll die Grundlage für eine bundeseinheitliche Ausbildung in der Altenpflege schaffen und die 17 verschiedenen Ausbildungen in den 16 Bundesländern ablösen. Es ist ein wichtiger Beitrag, um vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung die Betreuung und Unterstützung älterer und alter Menschen durch qualifiziertes Pflegepersonal auf Dauer zu sichern. Darüber hinaus ist die bundeseinheitliche Regelung eine Bedingung für die EU-weite Anerkennung der Berufe in der Altenpflege und für die von der Bundesregierung langfristig angestrebte integrierte Ausbildung in den Pflegeberufen.Vgl dazu schon unsere Ausführungen in Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 1997, 86 (FN 8).





